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tätigen sind unter Mitwirkung der Ausschüsse der 
Nationalen Front des demokratischen Deutschland und 
der Massenorganisationen die wasserwirtschaftlichen 
Aufgaben einzubeziehen. Die Werktätigen sowie alle 
anderen Bürger sind auf ihre Verantwortung für den 
Schutz und die bestmögliche Nutzung des Wassers als 
Allgemeingut hinzuweisen.

§ 3

Grundsätze für die Planung und Durchführung

(1) Die sozialistische Entwicklung der Volkswirtschaft 
in der Deutschen Demokratischen Republik erfordert 
die ständige Einheit von Planung und Leitung der 
grundlegenden wasserwirtschaftlichen Aufgaben. Dabei 
muß die organische Eingliederung der wasserwirt­
schaftlichen Maßnahmen in die gesamte volkswirt­
schaftliche Planung erfolgen. Die Maßnahmen der staat­
lichen Organe müssen im Einklang mit der wasser­
wirtschaftlichen Planung und Bilanzierung nach Fluß­
einzugsgebieten stehen.

(2) Für die Planung und Durchführung wasserwirt­
schaftlicher Aufgaben gelten folgende Grundsätze:

a) Die Nutzung des Wassers hat so zu erfolgen, daß ein 
ausgeglichener Wasserhaushalt in den Flußeinzugs­
gebieten gesichert wird.

b) Das Grundwasser ist vorrangig für Trinkwasser- 
zwccke bereitzustellen. Das für die Versorgung der 
Industrie benötigte Brauchwasser ist überwiegend 
aus Oberflächenwasser zu entnehmen.

c) Die Entnahme von Brauchwasser aus Wasserläufcn 
durch abwassererzeugende Industriebetriebe hat 
unterhalb der Abwassereinleitung zu erfolgen.

d) Die erforderliche Deckung des Wasserbedarfs ist 
durch den Ausgleich der zeitlichen und örtlichen 
Schwankungen des Wasserdargebotes mit Hilfe tech­
nischer und natürlicher Speicher- und Rückhaltemaß­
nahmen und durch Wasserüberleitung aus Über­
schußgebieten zu sichern.

e) Der Verschmutzung und Verschwendung von Wasser 
ist entgegenzuwirken. In der Industrie sind Verfah­
ren anzuwenden, die eine möglichst geringe Ver­
schmutzung und die sparsame Verwendung des Was­
sers gewährleisten.

f) Die Behandlung und Einleitung der Abwässer hat 
nach dem wissenschaftlich-technischen Höchststand 
so zu erfolgen, daß ein größtmöglicher Reinigungs­
effekt erzielt und eine wiederholte Verwendung des 
Wassers ermöglicht wird. Es sind vorzugsweise Ver­
fahren der Abwasserreinigung anzuwenden, bei 
denen die Rückgewinnung von Wertstoffen bzw. die 
landwirtschaftliche Verwertung der Abwässer (Ab­
wasserlandbehandlung) erfolgt.

g) Die der volkswirtschaftlichen und kulturellen Ent­
wicklung entsprechenden Proportionen zwischen 
Wasserversorgung und Abwasserbehandlung sind zu 
schaffen.

h) Mit der Entwicklung und Inbetriebnahme neuer Pro­
duktionskapazitäten und der Errichtung von Wohn­
gebieten sind die Wasserversorgungs- und Abwasscr- 
bchandlungsanlagen in einem zcitgereehten Vorlauf 
zu errichten.

i) Bei der Standortw'ahl der industriellen und land­
wirtschaftlichen Produktionsanlagen, der Verkehrs­
einrichtungen, des Wohnungsbaues und der Erweite­
rung der Produktionskapazitäten sind die Wasser­
versorgung, die schadlose Abwasserableitung und 
der Hochwasserschutz zu berücksichtigen.

j) Die Anlagen zur Wasserversorgung und Abwasser­
behandlung in den Gemeinden und zur Be- und Ent­
wässerung landwirtschaftlicher Nutzflächen sowüe 
die Wasserläufe sind planmäßig auszubauen, um die 
sozialistische Großproduktion und die kulturelle Ent­
wicklung auf dem Lande zu fördern. Die Instand­
haltung und der Ausbau der Be- und Entwässerungs­
anlagen landwirtschaftlicher Nutzflächen und der 
Wasserläufe ist zeitgerecht aufeinander abzustim­
men. Die Instandhaltung und der Ausbau der Be- 
und Entwässerungsanlagen landwirtschaftlicher 
Nutzflächen muß ein fester Bestandteil der sozia­
listischen Großproduktion auf dem Lande sein.

k) ’ Beim Bau von Entwässerungsanlagen für landwirt­
schaftliche Nutzflächen ist für die erforderliche Be­
wässerung, bei Bewässerungsmaßnahmen für die er­
forderliche Entwässerung zu sorgen.

l) Bei der Vorbereitung und Durchführung wasserwirt­
schaftlicher Maßnahmen ist den Interessen der Volks­
erholung, des Schutzes der Gesundheit, der Hygiene, 
der Erhaltung und Ergiebigkeit von Mineral- und 
Heilwässern, des Städtebaues, der Landschaftsgestal­
tung, des Naturschutzes, der Forstwirtschaft und der 
Fischereiwirtschaft Rechnung zu tragen.

Verantwortlichkeit für die Leitung und Durchführung 
der wasserwirtschaftlichen Aufgaben

§ 4
(1) Die Staatliche Plankommission ist verantwortlich 

für die Sicherung der richtigen Proportionen zwischen 
der Wasserwirtschaft und den anderen Zwreigen der 
Volkswirtschaft sowie für die Sicherung der richtigen 
Proportionen zwischen den zentralen und örtlichen 
wasserwirtschaftlichen Maßnahmen.

(2) Die Staatliche Plankommission hat dafür zu sor­
gen, daß die zur Erhaltung einer ausgeglichenen Was­
serbilanz erforderlichen wasserwirtschaftlichen Maß­
nahmen in die Pläne der zentralen staatlichen Organe 
und der örtlichen Organe der Staatsmacht einbezogen 
werden.

§ 5
(1) Das Amt für Wasserwirtschaft ist verantwortlich 

für die planmäßige Ausnutzung des in der Natur vor­
handenen Wassers und gewährleistet den allgemeinen 
Hochwasserschulz. Es koordiniert und kontrolliert die 
wasserwirtschaftlichen Maßnahmen aller Zweige der 
Volkswirtschaft.

(2) Das Amt für Wasserwirtschaft hat in Zusammen­
arbeit mit den zentralen staatlichen Organen und den 
Räten der Bezirke Wasserhaushaltsbilanzen nach Menge 
und Güte auszuarbeiten. Die Bilanzen sind für Gegen­
wart und Perspektive auf der Grundlage der Analysen 
der wasserwirtschaftlichen Verhältnisse nach Flußein­
zugsgebieten aufzustellen.

(3) Das Amt für Wasserwirtschaft ist für den Bau, die 
Instandhaltung und den Betrieb wasserwirtschaftlicher 
Anlagen von zentraler Bedeutung verantwortlich.


